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Ein Schritt zurück

D ie  B ü r g e r  l a ss e n  sic h  n u r  f ü r  d ie  E U  g e w in n e n , w e n n  m a n  d ie  V e r f a ssu n g

NEU SCHREIBT. DAS KÖNNTE GANZ LEICHT SEIN VON GlULIANO AMATO

Die Reflexionspause ist vorbei, es ist erneut 
an der Zeit, Entscheidungen zu treffen. 
Allerdings ist das Fundament für einen 
Konsens noch immer zerbrechlich und 
durchzogen von einigen sehr unterschiedli­
chen Erwartungen, Befürchtungen und 
Bestrebungen. Daher wird von ausschlag­
gebender Bedeutung sein, auf welche Art 
und Weise wir die Frage nach Europas 
Zukunft wieder aufnehmen. Denn die Ar­
gumente für einen Neuanfang werden den 
Verlauf der Debatten maßgeblich mit­
bestimmen und somit auch für die Pro- und 
Contra-Lager beeinflussen, welche sich 
herauskristallisieren werden. Deshalb soll­
ten wir allzu abstrakte Fragen als auch zu 
konkrete Fragen vermeiden, um nicht von 
jenen abgelenkt zu werden, die unsere Bür­
ger wirklich interessieren. Zu abstrakt ist 
beispielsweise die Diskussion, ob wir über­
haupt eine Verfassung brauchen. Zu kon­
kret wiederum ist die Debatte über die Zu­
kunft des vorhandenen Textes, über das 
Für und Wider einer Neubearbeitung.

D e r  V e r f a ssu n g s b e g r if f  ist

EMOTIONAL VORBELASTET UND 
FÜHRT IN DIE IRRE
Wer sich mit der grundsätzlichen Frage 
„Brauchen wir überhaupt eine Verfassung?“ 
auseinandersetzt, denkt nicht an die wirkli­
chen Bedürfnisse Europas, sondern an die 
Bedeutungen, die dem Begriff „Verfassung“ 
beigemessen werden.

Befürworter eines noch stärker integ­
rierten Europas, die sich im Kielwasser der 
alten Föderalisten bewegen, befürworten 
die Verfassungsidee natürlich, während sie 
gleichzeitig den bestehenden Verfassungs­

vertrag als unzureichend ablehnen (eben- 
dies drückten die französischen Wähler mit 
ihrem „Nein“ aus). Im Gegenzug werden 
diejenigen, die einem stärker integrierten 
Europa misstrauen, hinter dem „Verfas­
sungsbegriff“ den Brüssler Superstaat 
vermuten und ihn reflexartig ablehnen, 
allein wegen des Namens, den der Text 
trägt, und ohne mit seinem Inhalt vertraut 
zu sein. Deshalb sollten wir uns nichts 
vormachen, wenn die Eurobarometer 
Umfragen ergeben, mehr als 60 Prozent der 
EU-Bürger seien für eine europäische 
Verfassung. Diese 60 Prozent helfen ganz 
und gar nicht, einen allgemein vertretbaren 
Text für institutioneile Reformen zu finden.

Was die zweite zu konkrete Fragestel­
lung nach der Zukunft des Verfassungstex- 
tes betrifft: Außerhalb Frankreichs und der 
Niederlande bewegt diese nur wenige. 
Doch dort ist die Vorstellung, der abge­
lehnte Text würde unverändert übernom­
men, eine Provokation. Auch aus diesem 
Grund kann der Text für die Wiederbele­
bung des Ratifizierungsprozesses nicht 
derselbe sein. Dies ist eine Tatsache, und 
die Diskussion darüber führt nur in die 
falsche Richtung.

Um die Verbindung zu den Bürgern 
wieder herzustellen und um zu verstehen, 
was wir nun zu tun haben, sollten wir zum 
eigendichen Ausgangspunkt der Verfas­
sungsdiskussion zurückkehren. Das heißt 
zu der Ansicht, über die wir im europäi­
schen Establishment die solideste und von 
der öffendichen Meinung am breitesten 
geteilte Übereinstimmung erreicht haben: 
die Erklärung von Laeken nämlich, die im 
Dezember 2001 vom Europäischen Rat



verabschiedet wurde. Fragen wir uns also: 
Bestehen die damals beschriebenen Heraus­
forderungen noch? Oder sind wir der An­
sicht, dass diese in den vergangenen Jahren 
bereits hinlänglich beantwortet worden 
sind, auch ohne die Reformen, die damals 
angedacht wurden? Falls dieselben Schwie­
rigkeiten noch bestehen und weiterhin an­
gegangen werden müssen, wäre es hilfreich, 
den Verfassungsvertrag nach ebenjenen 
Kriterien zu durchforsten. Sind die Lösun­
gen, die wir suchen, im Verfassungsentwurf 
enthalten, und wie können wir diese auf­
greifen, ohne in nutzlosen oder sachfrem- 
den Diskussionen zu versumpfen?

E u r o p a  b r a u c h t  e in f a c h e ,
EFFIZIENTE SPIELREGELN
Nun, wenn wir zu der Erklärung von Lae- 
ken zurückkehren, stellen wir fest, dass die 
Verfassungsfrage erst am Ende einer langen 
Liste auftaucht und keineswegs im Zentrum 
der Forderungen steht. Zu prüfen sei, heißt 
es dort, „ob diese Vereinfachung und Neu­
ordnung nicht letzdich dazu führen sollte, 
dass in der Union ein Verfassungstext an­
genommen wird“. „Letzdich“ also nicht 
erstrangig; und folglich war dies nicht die 
vorrangige und dringende Aufgabe.

In der Laekener Erklärung steht, vor­
rangige und dingliche Aufgabe sei die Klä­
rung und Vereinfachung der 
Rechtsordnung der Union, damit die Bür­
ger verstünden, wer was tut und wer dafür 
Verantwortung trägt. Zudem sollten die 
von Vertrag zu Vertrag komplizierter wer­
denden Verflechtungen der Institutionen 
aufgelöst und die Unterscheidung von Ge­
meinschaft und Union überwunden wer­
den. Eine Trennung, deren Sinn für neun 
von zehn Europäern nicht ersichtlich ist. 
Vorrangige und dringliche Aufgabe war 
gleichfalls, Europa demokratischer zu ma­
chen und zu diesem Zweck die 
Mehrheitsfindung sowohl auf den Willen 
der Staaten als auch der Bürger zu gründen, 
die Rolle des Europäischen Parlamentes 
und ebenso der nationalen Parlamente

der nationalen Parlamente auszuweiten, die 
Prozeduren transparenter zu gestalten und 
Bürgern einen besseren Zugang zu diesen 
sicherzustellen. Vorrangige und dringende 
Aufgabe war es, für verbesserte Effizienz 
zu bürgen — was im Englischen mit dem 
Begriff delivery umschrieben wird. Sei es 
durch allgemeine Vorschriften über die 
Kommission, über die rotierende Präsident­
schaft des Rates und über den Gebrauch 
des Mehrheitsprinzips, oder auch durch 
Regelungen, die Europa für die großen 
weltpolitischen Herausforderungen der 
Zukunft stärken sollen: die gemeinsame 
Außenpolitik, die gemeinsame Sicherheits­
und Verteidigungspolitik, die Steuerung von 
Immigration und der Kampf gegen Krimi­
nalität und Terrorismus.

Sind wir uns selbst gegenüber ehrlich, so 
müssen wir zugeben, dass diese Probleme 
im Verlauf der vergangenen Jahre allesamt 
ungeklärt geblieben sind und sich einige 
von ihnen durch die Erweiterung gar noch 
verschärft haben. Und niemand, nicht ein­
mal der Britischste unter uns, könnte erklä­
ren, wie ihre Lösung ohne die Veränderung 
der bestehenden Regeln möglich wäre. 
Regeln zu verändern reicht niemals aus, um 
politische Probleme zu lösen. Sie können 
allerdings in schwer zu bewältigenden Fäl­
len den entscheidenden Unterschied aus­
machen.

Und daher, sollten wir nicht fragen, ob 
wir eine Verfassung für Europa benötigen. 
Fragen wir uns, ob die Anliegen von Lae- 
ken noch aktuell sind, ob der Verfassungs­
vertrag angemessene Antworten bietet und 
ob noch weitere vonnöten sind. So könnte 
eine neue und kurze Regierungskonferenz 
mühelos einen Konsens finden. Sie könnte 
sich die beiden ersten Teile des Verfas­
sungsvertrages, mehr oder weniger in ihrer 
Ganzheit, zueigen machen. Sie könnte, so 
transparent als möglich an die Fragen von 
Laeken anknüpfend, diejenigen Antworten 
aufgreifen, welche die Bestimmungen des 
ersten Teiles und die grundlegenden Neue­
rungen des dritten Teiles für die wichtigsten



Sektoren bieten. Sie könnte das eine oder 
andere der zwei zusammengefassten Teile 
auflockern, ohne die Grundrechtscharta des 
zweiten Teiles zu wiederholen, dem statt- 
dessen durch einen einzigen Artikel volle 
Rechtskraft verliehen werden kann. In je­
dem Fall, könnte die Konferenz jene neuen 
Antworten hinzufügen, die sie für unent­
behrlich erachtet.

Das Gros des dritten Teiles würde her­
ausfallen. Da der dritte Teil die Konsolidie­
rung der bestehenden Verträge in einem 
einzigen Text ist, werden diese durch die 
Nichtannahme des dritten Teiles nicht ver­
schwinden, sondern einfach in ihrer jetzigen 
Form fortbestehen. Weitere technische 
Lösungen sind denkbar. Die weiseste er­

scheint, die Verträge in ein Protokoll um­
zuwandeln, was ihren rechdichen Stellen­
wert nicht verändern würde, aber sie weni­
ger sichtbar und den Vertrag weniger 
überladen machen würde.

Schlussendlich wird es an den Mitglied­
staaten sein, den Titel des neuen Texts und 
den Modus seiner Ratifizierung festzulegen. 
Mittels ihres politischen Einfühlungsver­
mögens werden sie einen Namen und eine 
Ratifizierungsart Vorschlägen, welche die 
Eindringlichkeit und die Probleme der ers­
ten Runde vermeiden werden.


